Unser Brief an die Abgeordneten, aus dem Sie sich gerne bedienen können, wenn Sie sich an Ihre Abgeordneten wenden möchten

Sehr geehrte Frau Abgeordnete …,
Sie vertreten meinen Wahlkreis im Deutschen Bundestag. Anfang 2017 wird dort die Novelle des Gentechnikgesetzes auf der Tagesordnung stehen, bei der es darum geht ob und wie künftig de Anbau von in der EU zugelassenen gentechnisch veränderten Pflanzen dennoch in Deutschland untersagt werden kann.

Ich möchte, dass dies möglichst einfach und bundesweit, also nicht Bundeland für Bundesland extra, geschehen kann. Das vom Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft jetzt vorgelegte Gesetz weist aus meiner Sicht erhebliche Mängel auf und macht die GVO-Anbauverbote nicht nur unnötig schwierig und aufwendig, sondern auch rechtlich unsicher. 

Ich wüsste gerne von Ihnen wie Sie dies sehen und wie Sie sich dazu vor und bei der Abstimmung verhalten wollen. Aus meiner Sicht sollten vor allen Dingen folgende Mängel behoben werden:
· Statt sechs Ministerien reicht es wenn Landwirtschafts- und Umweltministerium sich einigen (§ 16f). Kein Vetorecht für das Wissenschafts- und Wirtschaftsministerium!

· Einer Begründung für die Aufforderung, Deutschland aus dem Zulassungsantrag für eine gentechnisch veränderte Pflanze auszunehmen („Phase I“, § 16f) bedarf es nicht, erst recht nicht einer Auflistung von „zwingenden Gründen“ durch eine „Mehrheit der zuständigen obersten Landesbehörden“.
· Die Bundesministerien und ihre Behörden (Bundesamt für Naturschutz, Umweltbundesamt, Bundesamt für Verbraucherschutz etc.) sollten die Verbotsgründe (§ 16h) zusammentragen, anstatt den Ländern diese Last aufzubürden.
· Die Aufhebung eines Anbauverbotes (§ 16i) kann nicht von einzelnen Bundesländern beschlossen werden, sondern nur mit einer Mehrheit des Bundesrates.
· Der neue Absatz 6 in § 26 muss gestrichen werden. Hier droht sonst eine Aufweichung der geltenden Nulltoleranz für nicht zugelassene GVO im Saatgut!
Schließlich habe ich erfahren, dass in der Begründung der Gesetzesänderung, auf deren Formulierung das Parlament keinen Einfluss nehmen kann, wichtige Entscheidungen über die Einstufung von neuen Gentechnikverfahren und die Einführung eines sogenannten „Innovationsprinzips“ als Gegengewicht zum Vorsorgeprinzip enthalten sind. Dies ist aus meiner Sicht kein demokratisches Verfahren. Bitte erwirken Sie deshalb, dass diese Passagen durch die Bundesregierung aus der Begründung des Gesetzes gestrichen werden. Widrigenfalls sollte der Deutsche Bundestag sich mit einem entsprechenden Entschließungsantrag gesondert gegen dieses Vorgehen verwahren. 
Sollten diese Änderungen nicht möglich sein, wäre es besser, das Gesetz in Ruhe zu überarbeiten als jetzt, kurz vor dem Wahlkampf einen schlechten Kompromiss zusammen zu zimmern, der uns später nur Schwierigkeiten macht.

Bitte lassen Sie mich wissen wie Sie selbst und wie die Expertinnen und Experten Ihrer Fraktion dies sehen und wie Sie abzustimmen gedenken.

Mit freundlichen Grüßen

